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Nein, aus Erfahrung 
wird man nicht klug, 
jedenfalls nicht not-
wendigerweise. Das 
zeigen die jüngsten 
Vorschläge des Juso-

Vorsitzenden Kevin Kühnert nur allzu 
deutlich. Er hatte in einem Interview 
mit der Wochenzeitung Die Zeit unter 
anderem gefordert, den Automobilbau-
er BMW zu kollektivieren und allen 
Immobilienbesitz, der über die private 
Nutzung hinausgeht, zu enteignen und 
die Bewirtschaftung von Wohnraum 
dem Staat anheimzustellen. „Ohne Kol-
lektivierung ist eine Überwindung des 
Kapitalismus nicht denkbar“, so der 
Juso-Chef.

Das sind sozialistische Enteignungs-
phantasien, über die man erschreckt 
sein kann angesichts der furchtbaren 
Erfahrungen, die mit sozialistischen 
Experimenten und kollektivistischen 
Eifereien immer wieder gemacht wur-
den. Gerade auch in Deutschland: Man 
denke nur an den Nationalsozialismus 
im Dritten Reich oder das sozialistische 
Regime in der Deutschen Demokrati-
schen Republik. Gleichzeitig sollte man 
nicht verwundert darüber sein, daß all 
diese schlimmen Geschehnisse die kol-
lektivistisch-sozialistischen Ideen noch 
immer nicht vollends diskreditiert und 
zu Grabe getragen haben.

Das hat vor allem einen Grund. Er 
lautet: Im Bereich des menschlichen 
Handelns, der menschlichen Geschich-
te, kann die Erfahrung niemals den 
überzeugenden und abschließenden 
Beweis dafür liefern, daß etwas so 
verlaufen mußte, wie es verlaufen ist. 
Die Geschichte des menschlichen Han-
delns bildet stets einen Komplex vieler 
Einzelerscheinungen, deren jeweiliger 
Einfl uß auf das Endresultat niemals 
gesondert bestimmt werden kann. Da-
her lassen sich aus der menschlichen 
Geschichte auch keine Gesetzmäßig-
keiten entnehmen, wie man es aus na-
turwissenschaftlichen Untersuchungen 
kennt. (Hier läßt sich in der Regel mit-
tels La borexperiment der isolierte Ein-
fl uß eines Faktors auf das Endergebnis 
herausfi ltern. Nach dem Motto: „Wenn 
A, dann B“). Eine das menschliche 
Handeln betreff ende Th eorie wie zum 
Beispiel der Sozialismus kann folglich 
durch Erfahrung weder als wahr bestä-
tigt noch als falsch widerlegt werden.

Von eben dieser Einsicht machen die 
Sozialisten regen Gebrauch. Daß der 
Sozialismus, wo und wann er in die Tat 
umgesetzt wurde, nicht die erhoff ten 
Ergebnisse gebracht hat, erklären sie 
regelmäßig wie folgt: Der Sozialismus 

sei nicht konsequent genug umgesetzt 
worden. Beim nächsten Versuch müs-
se man nur beherzter und geschickter 
vorgehen – und dann werde sich schon 
zeigen, daß der Sozialismus funktio-
niert; oder beim nächsten Mal müs-
sen nur bessere, wohlmeinendere und 
fähigere Personen an den Schaltstel-
len des Sozialismus plaziert werden, 
und sie werden den Sozialismus schon 
zum Sieg führen und wie versprochen 
eine gerechtere und friedvollere Welt 
erschaff en. Viele weitere Ausfl üchte 
und Rechtfertigungsversuche ließen 
sich anführen, mit denen das Scheitern 
des Sozialismus und die Schrecken, die 
er den Menschen bringt, entschuldigt 
werden.

Marxisten wollen mit 
gewaltsamem Umsturz 
zu ihrem Ziel gelangen. 

Die demokratischen 
Sozialisten wollen 

hingegen das Ziel mit 
parlamentarischen 

Mehrheiten erreichen. 
Zwischen beiden

besteht jedoch
kein kategorischer

Unterschied. 

Die Einsicht, daß der Sozialismus 
und alle seine Spielarten nicht funk-
tionieren, daß sie nicht funktionieren 
können, läßt sich nun zwar nicht aus 
der Erfahrung ableiten, sie läßt sich aber 
mit ökonomischem Denken zweifelsfrei 
gewinnen. Die abschließende und end-
gültige Widerlegung des Sozialismus mit 
wissenschaftlichen Mitteln hat der Öko-
nom Ludwig von Mises (1881–1973) 
bereits im Jahr 1919 vorgelegt und 1920 
als Aufsatz mit dem Titel „Die Wirt-
schaftsrechnung im sozialistischen Ge-
meinwesen“ veröff entlicht (JF 48/18).

Kurz gefaßt lautet Mises’ Erklärung 
wie folgt: Im Sozialismus gibt es kein 
Eigentum an den Produktionsmitteln. 
Daher gibt es auch keine Marktpreise 
für die knappen Produktionsgüter. Oh-
ne deren Marktpreise aber kann eine 
Wirtschaftsrechnung nicht durchge-
führt werden; man kann nicht wissen, 
wie mit den knappen Mitteln umzu-
gehen ist: man weiß nicht, wann was 
wo und in welcher Menge gebraucht 
wird; und man weiß auch nicht, was am 
dringlichsten und was weniger dring-
lich ist. Das Wirtschaften ist daher im 

Sozialismus unmöglich, nicht durch-
führbar. Armut und Verelendung sind 
die unweigerlichen Folgen, verbunden 
mit Gewalt- und Willkürherrschaft. Der 
materielle Bankrott und der furchtbare 
Blutzoll des Sozialismus unter Stalin, 
Hitler, Mao Zedong und Pol Pot wa-
ren so gesehen alles andere als „zufällig“.

Doch muß man die Kirche nicht im 
Dorf lassen? Die Vorschläge von Juso-
Chef Kevin Kühnert sehen ja nicht vor, 
daß man alle Produktionsmittel verstaat-
lichen soll. Es geht ihm ja „nur“ um 
ausgewähltes Eigentum. Und genau dar-
in – in der Politik der kleinen Schritte 
– kommt die Strategie des demokrati-
schen Sozialismus zum Ausdruck. Der 
demokratische Sozialismus will einen 
anderen Weg gehen als der Marxismus. 
Die Marxisten wollen mit gewaltsamer 
Revolution und Umsturz zu ihrem Ziel 
– zum Sozialismus-Kommunismus – 
gelangen. Die demokratischen Soziali-
sten wollen hingegen das Ziel mit par-
lamentarischen Mehrheiten erreichen. 
Zwischen beiden besteht jedoch – und 
das ist wichtig zu erkennen – kein ka-
tegorischer Unterschied.

Der demokratische Sozialismus be-
hauptet zwar, das Privateigentum be-
lassen zu wollen. Gleichzeitig erhebt er 
jedoch die Forderung, daß dem Eigen-
tümer die Erträge, die er mit seinem 
Eigentum erwirtschaftet (Arbeits- und 
Kapitaleinkommen), nicht zu 100 Pro-
zent zustehen. Vielmehr gehöre ein Teil 
davon der Gemeinschaft – und dieser 
Teil sei in Form von Steuern an den Staat 
abzuführen, der es dann nach politischen 
Erwägungen an seine Repräsentanten 
auszahlt und den Rest an andere poli-
tisch „Auserkorene“ weiterreicht.

Finden die demokratischen Soziali-
sten erst einmal Zustimmung für ih-
re Forderung, ist der weitere Gang der 
Dinge programmiert. Wenn man es erst 
einmal als richtig und gut angesehen 
hat, daß eine Einkommensteuer in Hö-
he von, sagen wir, 20 Prozent erhoben 
wird, dann werden daraus im Zeitablauf 
absehbar bald 25, 30, 35, 40 und mehr 
Prozent. Es kommt – quasi im Zuge 
einer „Salamitaktik“ – zu einer voran-
schreitenden Enteignung der Einkom-
mensverdiener, zu einer anwachsenden, 
nach politischen Erwägungen betriebe-
nen Umverteilung von Eigentum, durch 
die vor allem der Staat und von ihm be-
günstigte Gruppen immer machtvoller 
werden. Das Eigentum besteht dann de 
facto nur noch formal.

Es ist daher verständlich, daß Küh-
nerts Vorschlag, Großunternehmen und 
Wohnraum verstaatlichen zu wollen, 
den einen oder anderen demokrati-

schen Sozialisten empört. Schließlich 
wollen sie mit den marxistischen Um-
sturzbestrebungen nicht in Verbindung 
gebracht werden. Doch, und das sei hier 
betont: Die grundsätzliche Position der 
Marxisten ist nicht anders als die der 
demokratischen Sozialisten.

Bemerkenswert ist nun allerdings, 
mit welchen Argumenten Kühnerts 
Enteignungsvorschläge öff entlich zu-
rückgewiesen werden. Es wird meist 
gesagt, Enteignung sei nicht „nützlich“ 
oder „hilfreich“ oder „praktikabel“, 
um diese oder jene Ziele (das Schaf-
fen von Arbeitsplätzen oder das Ver-
billigen von Wohnraum) zu erreichen. 
Grundsätzliche, prinzipielle Argumente 
gegen Enteignung sind eher rar gesät. 
Man gewinnt eher den Eindruck, viele 
Menschen betrachten das Eigentum be-
stenfalls als so etwas wie eine „sinnvolle 
Übereinkunft“.

Die Idee, Eigentum in 
der einen oder ande-
ren Form enteignen 
zu wollen, ist auch 
deswegen gegen 

jede Vernunft, weil 
das Eigentum der 

Grundpfeiler ist, der 
verantwortliches Han-
deln der Menschen in 
der Gemeinschaft erst 

möglich macht. 

Doch das Eigentum läßt sich dau-
erhaft nur gegen Anfeindungen und 
Relativierungen verteidigen, wenn es 
kategorisch verstanden und begründet 
wird, ohne Wenn und Aber. Und es 
gibt das überzeugende, das „nicht hin-
tergehbare“ Argument für das Eigen-
tum (verstanden als das Eigentum am 
eigenen Körper und Eigentum an den 
Gütern, die man sich auf friedvollem 
Wege angeeignet hat). Das Eigentum 
ist eine Kategorie des menschlichen 
Handelns. Und daher kann man das 
Eigentum nicht verneinen, ohne seine 
Geltung bereits vorauszusetzen. Wenn 
jemand sagt „So ein Unsinn, Eigentum 
ist Willkür, keiner hat ein Recht dar-
auf“, dann setzt derjenige, der das sagt, 
Eigentum an sich selbst (Selbsteigen-
tum) und den Gütern, die er zum Er-
halt seines Körpers bedarf, stillschwei-
gend voraus: Ohne die Verfügung über 
zum Beispiel seine Stimmbänder, die 
er einsetzen muß, um sein Argument 

sprachlich vorzubringen, könnte er die 
Aussage, die er macht, gar nicht tref-
fen. (Genau dasselbe setzt er übrigens 
auch bei seinem Gesprächspartner still-
schweigend voraus.)

Man kann das Eigentum nicht ver-
neinen, ohne dadurch einen logischen 
Widerspruch zu verursachen, also Un-
sinn zu reden. Mit Vernunftgründen 
läßt sich folglich das Eigentum nicht 
relativieren, geschweige denn abschaff en, 
nicht in Teilen, schon gar nicht vollstän-
dig. Und weil man sich dieser Einsicht 
mit Vernunftgründen nicht verschließen 
kann, gehen die Enteignungssympathi-
santen auch einen anderen Weg. Sie füh-
ren vor allem Neid und Mißgunst ins 
Feld: Die, die zuviel haben, können und 
sollen abgeben; daß jemand Vermögen 
hat, ist schließlich nur möglich, weil er 
es anderen abgepreßt hat; und so weiter.

So findet sich bei Ke-
vin Kühnert, wenig über-
raschend, der Ruf zur Kol-
lektivierung von „Großun-
ternehmen“ und nicht etwa 
zur Kollektivierung von mit-
telständischen Firmen oder 
Handwerksbetrieben. Und 
natürlich sollen auch „nur“ 
solche Immobilien enteig-
net werden, in denen der 
Eigner nicht selbst wohnt – 
eine Maßnahme, die nicht 
die Mehrheit der Menschen 
treff en würde, sondern „nur“ 
die wenigen, die Mietwoh-
nungen haben. (Das ist na-
türlich ein Irrtum: Die vielen 
Mieter werden die Geschä-
digten sein, sie werden mit 
knappem und schlechtem 
Wohnraum vorliebnehmen 
müssen.) Alles Steilvorlagen, 
um Neid und Mißgunst zu 
schüren und sie dann poli-
tisch auszubeuten.

Die Idee, Eigentum in der 
einen oder anderen Form ent-
eignen zu wollen, ist nicht zu-
letzt auch deswegen gegen je-
de Vernunft, weil das Eigen-
tum der Grundpfeiler ist, der 
erst verantwortliches Handeln 
der Menschen in der Gemein-
schaft möglich macht. Das Ei-
gentum ist die unverzichtbare 
Grundlage für eine produktive 
und friedvolle Arbeitsteilung 
zwischen den Menschen, na-
tional wie auch international. 
Wenn sich diese Erkenntnis durchsetzt 
und tief verankert, dann hätte die hitzige 
Diskussion, die Kevin Kühnert ausgelöst 
hat, letztlich sogar noch etwas Gutes.

Kevin Kühnert, 
Bundesvorsitzender 

der SPD-Jugend-
organisation Jung-
sozialisten (Jusos):
Unbeleckt von den 

furchtbaren Erfahrun-
gen mit den kollekti-

vistischen Ideologien 
propagiert Kühnert 

mit der Forderung 
nach Enteignung und 

Staatsbewirtschaftung 
von Wohnraum soziali-
stisches Gedankengut.
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Kevin Kühnerts Enteignungsphantasien und der Irrweg des Sozialismus

Hände weg vom Eigentum
Von Thorsten Polleit
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von-Mises-Instituts 
Deutschland und 
Partner der Polleit 
& Riechert Invest-
ment Management 
LLP. Auf dem Forum 
schrieb er zuletzt 
über die Wirtschafts-
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stehende Text er-
schien zuerst auf 
www.misesde.org.


